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von befreundeten Organisationen

Freidenker Österreich

Menschenrechte dürfen niemals Gegenstand von
Mehrheitsentscheidungen sein

Die Freiheit, sich zu seiner
Weltanschauung zu bekennen, sei ein
unveräusserliches und unteilbares
Menschenrecht. „Dazu gehört das
Recht, sich öffentlich zu einer
Religion zu bekennen", sagt Erich Eder,
Vorsitzender der Agnostikerinnen
und Atheistinnen für ein säkulares
Österreich (AG-ATHE). „Dieses Recht
wird in der Schweiz nur mehr der
Mehrheitsbevölkerung zuerkannt."

Niko Alm von der Giordano Bruno
Stiftung: „Demokratie besteht nicht
nur aus Mehrheitsentscheidungen,
sondern auch aus einem Schutz von
Minderheiten. Dieses Prinzip ist aus
nicht nachvollziehbaren Gründen
verletzt worden. Diese Volksabstimmung

hätte es von vornherein nicht
geben dürfen."

4»
Progressiv denkende Muslime, diefür
die Gleichberechtigung von Mann
und Frau eintreten, die Ehrenmorde
verurteilen und Homosexuelle ganz
selbstverständlich akzeptieren, die
ihre Kinder nicht verschleiern und
die sich über Fatwas gegen
Religionskritiker ebenso empören wie
wir, müssen sich stärker als bisher zu
Wort melden. Sie dürfen es nicht den
konservativen Islamverbänden
überlassen, die Gesamtheit der Muslime
zu repräsentieren.

Bislang sind die Aleviten hierzulande
die einzige Gruppierung, die sich für
einen aufgeklärten Islam öffentlich
stark macht. Doch das ist bei weitem
nicht genug! Ein Verband liberaler
Muslime ist dringend vonnöten! Wir
von der Giordano Bruno Stiftung
würden eine solche Vereinigung
liebend gern unterstützen, so wie wir
es auch im Fall des „Zentralrats der
Ex-Muslime" tun und getan haben.
Ausschnitt aus: www.hpd.de/node/8349

Karl Linek von der Allianz für
Humanismus und Atheismus (AHA): „Es
zeigt, wie weit Verhetzung gehen
kann. Ob irgendwo ein Minarett
gebaut werden darf oder nicht, hat
nichts mit islamischem Fundamentalismus

zu tun. Wir Atheistinnen und
Atheisten interpretieren auch nicht
jeden Kirchturm als Symbol der
Unterdrückung Andersdenkender und
-gläubiger."

Theo Maier vom Freidenkerbund:
„Hier geht es darum, dass man
Minderheiten verbieten will,
gleichberechtigt im öffentlichen Raum
vertreten zu sein. Rechtspopulisten
haben Ängste und Ressentiments
geschürt, um Stimmen zu gewinnen.
Bei Atheistinnen und Atheisten ist das

übrigens nicht viel anders. Man muss
nur unsere Plakatkampagne vom
Sommer betrachten, wo die FPÖ uns
mit fadenscheinigen Argumenten
den Mund verbieten wollte."

Gleiche Argumente wie in Kruzifix-
Debatte
Als gefährlich sehen die Vertreter der
atheistischen und humanistischen
Organisationen die Argumentationsweise

der Befürworter des
Bauverbots. Ähnlich wie in der Kruzifix-
Debatte würde eine konstruierte
„heimische" oder „europäische"
Kultur gegen das angeblich gefährliche

Fremde ins Treffen geführt.
„Das spaltet die Gesellschaft und
lenkt von tatsächlichen Problemen
ab." Dass sich die Organisationen
zur Religionsfreiheit bekennen, sei
nicht als Verzicht auf das Recht auf
Freiheit von Religion zu verstehen.
„In öffentlichen Gebäuden treten
wir selbstverständlich für eine strikte

weltanschauliche Neutralität des
Staates ein."
www.freidenkerbund.at/de/news

Aktuell I 5

Stellungnahme der FVS

Zukunft der Schweiz:
Laizität und Toleranz

Die FVS bedauert, dass die - abgesehen

von der Einleitung der Präambel
-säkulare Bundesverfassung nun um
einen diskriminierenden,
religionsspezifischen Artikel ergänzt wurde.
Die Analyse des Abstimmungsergebnisses

ist noch nicht abgeschlossen.
Die Vox-Analyse wird erst in einigen
Wochen vorliegen.
Bereits eine Isopublic-Umfrage im
April 2009 hatte jedoch ergeben, dass
die Konfessionsfreien die Initiative
deutlicher ablehnen würden (60 %)
als die Reformierten (51%) und
Katholiken (43 %). reformiert. 22.4.2009

Der Politologe Michael Hermann
stellte kurz nach der Abstimmung
fest: „Wo es viele konfessionslose
Personen gibt und Religionen somit
bloss einen geringen Stellenwert
einnehmen, sind die Zustimmungsraten
am tiefsten ausgefallen." nzz2.12.2009

Dialog der Religionen gescheitert
Der jetzt von vielen Kommentierenden

geforderte Dialog mit den
Muslimen wird nichts bringen.
Die diesjährige Woche der Religionen
der Interreligiösen Arbeitsgruppe
Schweiz (IRAS-COTIS) hat gezeigt,
dass das Interesse der breiten
Bevölkerung, sich mit anderen Religionen
zu beschäftigen, klein ist. Zudem hat
dieser Verein esabgelehnt, die
Veranstaltungen der FVS in den
Veranstaltungskalender aufzunehmen.

Der Rat der Religionen (SCR) hat sich
ebenfalls als fruchtloser Weg des
interreligiösen Dialogs erwiesen. Er
wurde lediglich dazu benutzt, den
Einfluss der organisierten Religion
auf die Bundespolitik zu stärken.

Die Exponenten des interreligiösen
Dialogs in der Schweiz leben in
einer Traumwelt. Das hat u. a. dazu
geführt, dass im Kanton Luzern die
Islamgemeinde wenige Wochen vor
der Abstimmung ihren Antrag auf
öffentlich-rechtliche Anerkennung
deponiert hat und die Medien diese
vierte Landeskirche unkritisch alsWeg
der Zukunft vermittelt haben.

Nur die Privatisierung der Religionen
- also die Trennung von Staat und
Kirche - ermöglicht Gleichberechtigung

und Toleranz!
Zentralvorstand FVS
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